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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 1093/2002 DES RATES
vom 18. Februar 2002

über die Ausfuhr bestimmter EGKS- und EG-Stahlerzeugnisse aus der Slowakischen Republik in die
Gemeinschaft für den Zeitraum vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2002 (Verlängerung des

Systems der doppelten Kontrolle)

(Text von Bedeutung für den EWR)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 133,

auf Vorschlag der Kommission,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Das Europa-Abkommen zur Gründung einer Assoziation
zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren
Mitgliedstaaten einerseits und der Slowakischen Republik
andererseits (1) trat am 1. Februar 1995 in Kraft.

(2) Die Vertragsparteien haben mit dem Beschluss Nr. 3/
2002 (2) des Assoziationsrates beschlossen, das mit dem
Beschluss Nr. 3/1997 (3) eingeführte System der
doppelten Kontrolle für den Zeitraum vom 1. Januar bis
31. Dezember 2002 zu verlängern.

(3) Daher ist es erforderlich, die mit der Verordnung (EG)
Nr. 85/98 des Rates vom 19. Dezember 1997 über die
Ausfuhr bestimmter EGKS- und EG-Stahlerzeugnisse aus
der Slowakischen Republik in die Gemeinschaft im Zeit-
raum 1. Januar bis 31. Dezember 2001 (Verlängerung
des Systems der doppelten Kontrolle) (4) erlassenen
Durchführungsvorschriften der Gemeinschaft zu verlän-
gern —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EG) Nr. 85/98 des Rates findet gemäß den
Bestimmungen des Beschlusses Nr. 2/2002 des Assoziations-
rates zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren
Mitgliedstaaten einerseits und der Slowakischen Republik ande-
rerseits im Zeitraum vom 1. Januar bis 31. Dezember 2002
weiterhin Anwendung.

Artikel 2

Die Verordnung (EG) Nr. 85/98 wird infolgedessen wie folgt
geändert:

Im Titel, in der Präambel sowie in Artikel 1 Absätze 1 und 4
wird der Zeitraum „1. Januar bis 31. Dezember 2001“ durch
„1. Januar bis 31. Dezember 2002“ ersetzt.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Sie gilt ab 1. Januar 2002.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brüssel am 18. Februar 2002.

Im Namen des Rates

Der Präsident

J. PIQUÉ I CAMPS

(1) ABl. L 359 vom 31.12.1994, S. 2.
(2) Siehe Seite 22 dieses Amtsblatts.
(3) ABl. L 13 vom 19.1.1998, S. 71.
(4) ABl. L 13 vom 19.1.98, S. 15. Verordnung zuletzt geändert

durch die Verordnung (EG) Nr. 238/2001 (ABl. L 35 vom
6.2.2001, S. 2).



VERORDNUNG (EG) Nr. 1094/2002 DER KOMMISSION
vom 24. Juni 2002

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse
geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge-
meinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der Kommission
vom 21. Dezember 1994 mit Durchführungsbestimmungen
zur Einfuhrregelung für Obst und Gemüse (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1498/98 (2), insbesondere auf
Artikel 4 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der pau-
schalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien
sind in der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in ih-
rem Anhang angeführten Erzeugnisse und Zeiträume
festgelegt.

(2) In Anwendung der genannten Kriterien sind die im An-
hang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen pau-
schalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 genannten
pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang zur
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 25. Juni 2002 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 24. Juni 2002

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft

25.6.2002L 166/2 Amtsblatt der Europäischen GemeinschaftenDE

(1) ABl. L 337 vom 24.12.1994, S. 66.
(2) ABl. L 198 vom 15.7.1998, S. 4.
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 24. Juni 2002 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die
Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler
Einfuhrpreis

0702 00 00 052 72,3
999 72,3

0707 00 05 052 91,3
220 143,3
999 117,3

0709 90 70 052 75,3
999 75,3

0805 50 10 388 59,0
528 60,8
999 59,9

0808 10 20, 0808 10 50, 0808 10 90 388 88,1
400 117,2
404 112,6
508 71,5
512 82,6
524 58,9
528 73,8
720 91,8
804 116,1
999 90,3

0809 10 00 052 208,7
999 208,7

0809 20 95 052 425,1
064 270,8
066 255,2
068 140,2
400 467,4
999 311,7

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2020/2001 der Kommission (ABl. L 273 vom 16.10.2001,
S. 6). Der Code „999“ steht für „Verschiedenes“.



VERORDNUNG (EG) Nr. 1095/2002 DER KOMMISSION
vom 24. Juni 2002

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 668/2001 und zur Erhöhung der Dauerausschreibung zur
Ausfuhr von im Besitz der deutschen Interventionsstelle befindlicher Gerste auf 3 000 055 Tonnen

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge-
meinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für Ge-
treide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1666/
2000 (2), insbesondere auf Artikel 5,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Verordnung (EWG) Nr. 2131/93 der Kommission (3),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1630/
2000 (4), legt die Verfahren und Bedingungen für die Ab-
gabe des Getreides fest, das sich im Besitz der Interventi-
onsstellen befindet.

(2) Mit der Verordnung (EG) Nr. 668/2001 der Kommis-
sion (5), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
883/2002 (6), wurde eine Dauerausschreibung zur Aus-
fuhr von 2 500 093 Tonnen Gerste im Besitz der deut-
schen Interventionsstelle eröffnet. Deutschland hat die
Kommission von der Absicht seiner Interventionsstelle
unterrichtet, die zur Ausfuhr ausgeschriebene Menge um
499 962 Tonnen zu erhöhen. Die gesamte im Besitz der
deutschen Interventionsstelle befindliche und auf Dauer
zur Ausfuhr ausgeschriebene Menge Gerste ist auf
3 000 055 Tonnen zu erhöhen.

(3) In Anbetracht der Erhöhung der ausgeschriebenen Men-
ge erscheint es erforderlich, an der Liste der Lagerorte,
Gebiete und eingelagerten Mengen Änderungen vorzu-

nehmen. Deshalb ist insbesondere der Anhang I der Ver-
ordnung (EG) Nr. 668/2001 zu ändern.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EG) Nr. 668/2001 wird wie folgt geändert:

1. Artikel 2 erhält folgende Fassung:

„Artikel 2

(1) Die Ausschreibung betrifft eine Höchstmenge von
3 000 055 Tonnen Gerste, die nach allen Drittländern außer
den Vereinigten Staaten von Amerika, Kanada und Mexiko
ausgeführt werden kann.

(2) Die Gebiete, in denen die 3 000 055 Tonnen Gerste
lagern, sind in Anhang I angegeben.“

2. Anhang I wird durch den Anhang der vorliegenden Verord-
nung ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 24. Juni 2002

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

25.6.2002L 166/4 Amtsblatt der Europäischen GemeinschaftenDE

(1) ABl. L 181 vom 1.7.1992, S. 21.
(2) ABl. L 193 vom 29.7.2000, S. 1.
(3) ABl. L 191 vom 31.7.1993, S. 76.
(4) ABl. L 187 vom 26.7.2000, S. 24.
(5) ABl. L 93 vom 3.4.2001, S. 20.
(6) ABl. L 139 vom 29.5.2002, S. 24.
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ANHANG

„ANHANG I

(in Tonnen)

Lagerort Menge

Schleswig-Holstein/Hamburg/Niedersachsen/
Bremen/Mecklenburg-Vorpommern 975 515

Nordrhein-Westfalen/Hessen/Rheinland-Pfalz/
Saarland/Baden-Württemberg/Bayern 268 872

Berlin/Brandenburg/Sachsen-Anhalt/Sachsen/
Thüringen 1 755 668“



VERORDNUNG (EG) Nr. 1096/2002 DER KOMMISSION
vom 24. Juni 2002

zur Eröffnung von Zollkontingenten für die Einfuhr von Rohrrohzucker zu besonderen Präferenz-
bedingungen aus den AKP-Staaten und Indien zur Versorgung der gemeinschaftlichen Raffinerien

im Zeitraum vom 1. Juli 2002 bis 28. Februar 2003

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge-
meinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des Rates
vom 19. Juni 2001 über die gemeinsame Marktorganisation für
Zucker (1), geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 680/2002
der Kommission (2), insbesondere auf Artikel 23 Absatz 2 und
Artikel 39 Absatz 6,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 39 der Verordnung (EG) Nr. 1260/2001
wird in den Wirtschaftsjahren 2001/02 bis 2005/06 im
Hinblick auf die angemessene Versorgung der gemein-
schaftlichen Raffinerien bei der Einfuhr von rohem Rohr-
zucker aus den Staaten, mit denen die Gemeinschaft Lie-
ferabkommen zu Präferenzbedingungen geschlossen hat,
ein verringerter Sonderzollsatz erhoben. Bisher sind sol-
che Abkommen im Wege des Beschlusses 2001/870/EG
des Rates (3) mit den Staaten in Afrika, im karibischen
Raum und im Pazifischen Ozean (AKP-Staaten), die Ver-
tragsparteien des Protokolls Nr. 3 betreffend AKP-Zu-
cker (4) in Anhang V des AKP-EG-Partnerschaftsabkom-
mens sind, sowie mit der Republik Indien geschlossen
worden.

(2) Die für Sonderpräferenzzucker geltenden Einfuhrmengen
werden gemäß dem vorgenannten Artikel 39 anhand ei-
ner gemeinschaftlichen Vorbilanz für jedes Wirtschafts-
jahr festgesetzt. Aufgrund dieser Vorbilanz hat es sich als
notwendig erwiesen, Rohzucker einzuführen und nun-
mehr für das Wirtschaftsjahr 2002/03 Zollkontingente
mit verringertem Sonderzollsatz gemäß den vorgenann-
ten Abkommen zu eröffnen, um den Bedarf der gemein-
schaftlichen Raffinerien während eines Teils dieses Wirt-
schaftsjahres zu decken. In Anbetracht der nunmehr
vorliegenden Vorausschätzungen für die Erzeugung von
Rohrrohzucker für das Wirtschaftsjahr 2002/03 und auf-
grund des nach Mitgliedstaat festgesetzten angenom-
menen Raffinationshöchstbedarfs und der sich aus der
Vorbilanz ergebenden Fehlmengen sind für jeden Raffi-
nationsmitgliedstaat Einfuhrgenehmigungen für den Zeit-
raum vom 1. Juli 2002 bis 28. Februar 2003 vorzuse-
hen.

(3) Die mit dem Beschluss 2001/870/EG geschlossenen Ab-
kommen verpflichten die betreffenden Raffinerien zur
Zahlung eines Mindestankaufspreises in Höhe des Garan-
tiepreises für Rohzucker, abzüglich der für das betreffen-
de Wirtschaftsjahr festgesetzten Anpassungsbeihilfe. Die-
ser Mindestpreis ist somit aufgrund der für das

Wirtschaftsjahr 2002/03 vorliegenden Daten festzuset-
zen.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Zucker —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für den Zeitraum vom 1. Juli 2002 bis 28. Februar 2003 wer-
den nach Maßgabe des Beschlusses 2001/870/EG für die Ein-
fuhr von zur Raffination bestimmtem Rohrrohzucker des KN-
Codes 1701 11 10 eröffnet:

a) ein Zollkontingent von 173 200 Tonnen Weißzuckeräquiva-
lent mit Ursprung in den vom vorgenannten Beschluss be-
troffenen AKP-Staaten, laufende Nummer 09.4097, und

b) ein Zollkontingent von 10 000 Tonnen Weißzuckeräquiva-
lent mit Ursprung in Indien, laufende Nummer 09.4097.

Artikel 2

(1) Für die Einfuhr der in Artikel 1 genannten Mengen gilt
ein verringerter Sonderzollsatz von 0 EUR je 100 kg Rohzu-
cker in Standardqualität.

(2) Der von den gemeinschaftlichen Raffinerien zu zahlende
Mindestankaufspreis wird für den in Artikel 1 genannten Zeit-
raum auf 49,68 EUR je 100 kg Rohzucker in Standardqualität
festgesetzt.

Artikel 3

Die folgenden in Weißzuckeräquivalent ausgedrückten Mengen
dürfen von den Mitgliedstaaten im Rahmen der in Artikel 1
festgesetzten Kontingente und zu den Bedingungen von Artikel
2 Absatz 1 eingeführt werden:

a) Frankreich: 3 000 Tonnen,

b) Finnland: 35 000 Tonnen,

c) Portugal (Festland): 125 000 Tonnen,

d) Vereinigtes Königreich: 20 200 Tonnen.

Artikel 4

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Sie gilt ab 1. Juli 2002.

25.6.2002L 166/6 Amtsblatt der Europäischen GemeinschaftenDE

(1) ABl. L 178 vom 30.6.2001, S. 1.
(2) ABl. L 104 vom 20.4.2002, S. 26.
(3) ABl. L 325 vom 8.12.2001, S. 21.
(4) ABl. L 317 vom 15.12.2000, S. 267.



Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 24. Juni 2002

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1097/2002 DER KOMMISSION
vom 24. Juni 2002

zur Ergänzung des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 2400/96 zur Eintragung bestimmter Bezeich-
nungen in das Verzeichnis der geschützten Ursprungsbezeichnungen und der geschützten geogra-
fischen Angaben für Agrarerzeugnisse und Lebensmittel gemäß Verordnung (EWG) Nr. 2081/92
des Rates zum Schutz von geografischen Angaben und Ursprungsbezeichnungen für Agrarerzeug-

nisse und Lebensmittel (Queso de Murcia al vino — Queso de Murcia)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge-
meinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2081/92 des Rates vom
14. Juli 1992 zum Schutz von geografischen Angaben und Ur-
sprungsbezeichnungen für Agrarerzeugnisse und Lebensmit-
tel (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2796/
2000 (2), insbesondere auf Artikel 6 Absätze 3 und 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Spanien hat bei der Kommission gemäß Artikel 5 der
Verordnung (EWG) Nr. 2081/92 die Eintragung der bei-
den Bezeichnungen „Queso de Murcia al vino“ und „Que-
so de Murcia“ als geschützte Ursprungsbezeichnung be-
antragt.

(2) Gemäß Artikel 6 Absatz 1 der genannten Verordnung
wurde festgestellt, dass diese Anträge derselben Verord-
nung entsprechen und insbesondere alle dort in Artikel 4
vorgesehen Angaben enthalten.

(3) Nach Veröffentlichung der im Anhang der vorliegenden
Verordnung aufgeführten Bezeichnungen im Amtsblatt
der Europäischen Gemeinschaften (3) wurde gegen diese bei
der Kommission kein Einspruch gemäß Artikel 7 der
Verordnung (EWG) Nr. 2081/92 eingelegt.

(4) Diese Bezeichnungen sollten deshalb in das „Verzeichnis
der geschützten Ursprungsbezeichnungen und der ge-
schützten geografischen Angaben“ eingetragen und in
der Gemeinschaft als Ursprungsbezeichnung geschützt
werden.

(5) Der Anhang dieser Verordnung ergänzt den Anhang der
Verordnung (EG) Nr. 2400/96 (4), zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 905/2002 (5) —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der Anhang der Verordnung (EG) Nr. 2400/96 wird um die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung genannten Bezeichnun-
gen ergänzt. Diese Bezeichnungen werden außerdem in das
„Verzeichnis der geschützten Ursprungsbezeichnungen und der
geschützten geografischen Angaben“ als geschützte Ursprungs-
bezeichnung (g.U.) gemäß Artikel 6 Absatz 3 der Verordnung
(EWG) Nr. 2081/92 eingetragen.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Verö-
ffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in
Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 24. Juni 2002

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG

UNTER ANHANG I FALLENDE ERZEUGNISSE, DIE FÜR DIE MENSCHLICHE ERNÄHRUNG BESTIMMT SIND

Käse

SPANIEN

— Queso de Murcia al vino (g.U.)

— Queso de Murcia (g.U.).
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1098/2002 DER KOMMISSION
vom 24. Juni 2002

über die Festsetzung des Umfangs, in dem die im Juni 2002 gestellten Anträge auf Einfuhrlizenzen
für bestimmte Eier und für Geflügelfleisch entsprechend der Regelung der Abkommen zwischen
der Gemeinschaft und der Republik Polen, der Republik Ungarn, der Tschechischen Republik, der

Slowakei, Rumänien und Bulgarien genehmigt werden können

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge-
meinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1899/97 der Kommission
vom 29. September 1997 zur Festlegung der die Sektoren Ge-
flügelfleisch und Eier betreffenden Durchführungsbestimmun-
gen im Rahmen der Europa-Abkommen mit den mittel- und
osteuropäischen Ländern zu den Verordnungen (EG) Nr. 1727/
2000, (EG) Nr. 2290/2000, (EG) Nr. 2433/2000, (EG) Nr.
2434/2000, (EG) Nr. 2435/2000 und (EG) Nr. 2851/2000 des
Rates vorgesehenen Regelung sowie zur Aufhebung der Verord-
nungen (EWG) Nr. 2699/93 und (EG) Nr. 1559/94 (1), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1043/2001 (2), insbe-
sondere auf Artikel 4 Absatz 5,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Die Mengen, die auf die für das dritte Vierteljahr 2002 gestell-
ten Einfuhrlizenzanträge entfallen, sind bei mehreren Erzeugnis-
sen kleiner als die verfügbaren Mengen. Es kann ihnen deshalb
vollständig stattgegeben werden. Bei anderen Erzeugnissen wur-

den dagegen höhere Mengen beantragt, so dass die betreffenden
Anträge zur Gewährleistung einer gerechten Aufteilung um ei-
nen fixen Prozentsatz verringert werden müssen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Den Anträgen auf Einfuhrlizenzen, die gemäß der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1899/97 für den Zeitraum vom 1. Juli bis 30.
September 2002 gestellt werden, wird entsprechend dem An-
hang dieser Verordnung stattgegeben.

(2) Für den Zeitraum vom 1. Oktober bis 31. Dezember
2002 dürfen Anträge auf Einfuhrlizenzen gemäß der Verord-
nung (EG) Nr. 1899/97 für insgesamt die Menge gestellt wer-
den, die im Anhang dieser Verordnung ausgewiesen ist.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2002 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 24. Juni 2002

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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ANHANG

Nummer
der Gruppe

Prozentsatz der Genehmigung der gestellten
Linzenzanträge für den Zeitraum

vom 1. Juli bis zum 30. September 2002

Zur Verfügung stehende Menge für den Zeitraum
vom 1. Oktober bis zum 31. Dezember 2002

(t)

10 — 1 577,50

11 — 377,50

17 100,00 798,63

18 — 187,50

25 100,00 2 342,25

26 — 187,50

27 — 1 375,00

34 — 1 562,50

35 — 125,00

36 — 625,00

40 — 375,00



VERORDNUNG (EG) Nr. 1099/2002 DER KOMMISSION
vom 24. Juni 2002

über die Festsetzung des Umfangs, in dem die im Juni 2002 gestellten Anträge auf Einfuhrlizenzen
für bestimmte Produkte des Sektors Eier und Geflügelfleisch entsprechend den Verordnungen (EG)

Nr. 1474/95 und (EG) Nr. 1251/96 genehmigt werden können

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge-
meinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1474/95 der Kommission
vom 28. Juni 1995 zur Eröffnung und Verwaltung der Zollkon-
tingente im Eiersektor und für Eieralbumin (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1043/2001 (2), insbesondere auf
Artikel 5 Absatz 5,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1251/96 der Kommission
vom 28. Juni 1996 zur Eröffnung und Verwaltung von Zoll-
kontingenten im Geflügelfleischsektor (3), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1043/2001, insbesondere auf
Artikel 5 Absatz 5,

in Erwägung nachstehenden Grundes:

Die Mengen, die auf die für das dritte Vierteljahr 2002 gestell-
ten Einfuhrlizenzanträge entfallen, sind bei mehreren Erzeugnis-
sen kleiner als die verfügbaren Mengen. Es kann ihnen deshalb
vollständig stattgegeben werden. Bei anderen Erzeugnissen wur-
den dagegen höhere Mengen beantragt, so dass die betreffenden

Anträge zur Gewährleistung einer gerechten Aufteilung um ei-
nen fixen Prozentsatz verringert werden müssen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Den Anträgen auf Einfuhrlizenzen, die gemäß den Ver-
ordnungen (EG) Nr. 1474/95 und (EG) Nr. 1251/96 für den
Zeitraum vom 1. Juli bis 30. September 2002 gestellt werden,
wird entsprechend dem Anhang dieser Verordnung stattgege-
ben.

(2) Für den Zeitraum vom 1. Oktober bis 31. Dezember
2002 dürfen Anträge auf Einfuhrlizenzen gemäß den Verord-
nungen (EG) Nr. 1474/95 und (EG) Nr. 1251/96 für insgesamt
die Menge gestellt werden, die im Anhang dieser Verordnungen
ausgewiesen ist.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2002 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 24. Juni 2002

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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ANHANG

Gruppe
Prozentsatz der Genehmigung der gestellten Lizenzan-

träge für den Zeitraum vom 1. Juli bis zum 30.
September 2002

Zur Verfügung stehende Menge für den Zeitraum vom
1. Oktober bis 31. Dezember 2002

(in t)

E1 100,00 65 353,00

E2 100,00 2 079,36

E3 100,00 6 443,42

P1 100,00 2 324,50

P2 100,00 1 947,00

P3 3,40 175,00

P4 13,16 250,00



VERORDNUNG (EG) Nr. 1100/2002 DER KOMMISSION
vom 24. Juni 2002

über die Festsetzung des Umfangs, in dem die im Juni 2002 gestellten Anträge auf Einfuhrlizenzen
für bestimmte Geflügelfleischerzeugnisse entsprechend der Regelung der Verordnung (EG) Nr. 774/
94 des Rates zur Eröffnung und Verwaltung gemeinschaftlicher Zollkontingente für Geflügelfleisch

und andere landwirtschaftliche Erzeugnisse genehmigt werden können

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge-
meinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1431/94 der Kommission
vom 22. Juni 1994 mit den Geflügelfleischsektor betreffenden
Durchführungsbestimmungen zur Einfuhrregelung gemäß der
Verordnung (EG) Nr. 774/94 des Rates zur Eröffnung und Ver-
waltung gemeinschaftlicher Zollkontingente für Geflügelfleisch
und andere landwirtschaftliche Erzeugnisse (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1043/2001 (2), insbesondere auf
Artikel 4 Absatz 4,

in Erwägung nachstehenden Grundes:

Die Mengen, für die für den Zeitraum vom 1. Juli bis 30. Sep-
tember 2002 Einfuhrlizenzanträge gestellt wurden, sind größer
als die verfügbaren Mengen, so dass die betreffenden Anträge,
zur Gewährleistung einer gerechten Aufteilung, um einen fixen
Prozentsatz verringert werden müssen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Den Anträgen auf Einfuhrlizenzen, die gemäß der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1431/94 für den Zeitraum vom 1. Juli bis 30.
September 2002 gestellt wurden, wird entsprechend dem An-
hang dieser Verordnung stattgegeben.

(2) Für den Zeitraum vom 1. Oktober bis 31. Dezember
2002 dürfen Anträge auf Einfuhrlizenzen gemäß der Verord-
nung (EG) Nr. 1431/94 für insgesamt die Menge gestellt wer-
den, die im Anhang dieser Verordnung ausgewiesen ist.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2002 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 24. Juni 2002

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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ANHANG

Nunner
der Gruppe

Prozentsatz der Genehmigung der gestellten
Lizenzanträge für den Zeitraum

vom 1. Juli bis zum 30. September 2002

Zur Verfügung stehende Menge für das Zeitraum vom
1. Oktober bis zum 31. Dezember 2002

(t)

1 1,64 1 775,00

2 1,65 1 275,00

3 1,76 825,00

4 2,43 450,00

5 2,54 175,00



VERORDNUNG (EG) Nr. 1101/2002 DER KOMMISSION
vom 24. Juni 2002

zur Änderung der Verordnungen (EG) Nrn. 1938/2001, 1939/2001 und 1940/2001 über die Eröff-
nung von Dauerausschreibungen über den Wiederverkauf auf dem Binnenmarkt von Reis aus
Beständen der spanischen, der griechischen und der italienischen Interventionsstelle zur Verwen-

dung in der Tierernährung

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge-
meinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates vom
22. Dezember 1995 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
411/2002 der Kommission (2), insbesondere auf Artikel 8 Buch-
stabe b),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Verordnung (EWG) Nr. 75/91 der Kommis-
sion (3) sind das Verfahren und die Bedingungen für die
Abgabe von Rohreis durch die Interventionsstellen fest-
gelegt worden.

(2) Gemäß den Verordnungen (EG) Nrn. 1938/2001 (4),
1939/2001 (5) und 1940/2001 (6) der Kommission, zu-
letzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 692/
2002 (7), werden die Ausschreibungen jeweils mittwochs
durchgeführt. Darin sind auch die Mittwoche aufgeführt,
an denen keine Ausschreibung stattfindet. Es wird nicht
für notwendig erachtet, am Mittwoch, dem 17. Juli 2002
und Mittwoch, dem 14. August 2002, eine Ausschrei-
bung durchzuführen. Da die laufende Ausschreibung
noch nicht zum Absatz der zum Verkauf angebotenen

Menge geführt hat, muss die letzte Teilausschreibung auf
einen späteren Zeitpunkt festgesetzt werden.

(3) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

In Artikel 5 der Verordnungen (EG) Nrn. 1938/2001, 1939/
2001 und 1940/2001 erhalten die Absätze 2 und 3 folgende
Fassung:

„(2) Die Angebote für die folgenden Teilausschreibungen
können jeweils bis Mittwoch, 12.00 Uhr (Brüsseler Zeit)
eingereicht werden, mit Ausnahme von Mittwoch, dem 17.
Juli und dem 14. August 2002.

(3) Die Angebotsfrist für die letzte Teilausschreibung
läuft am 28. August 2002, 12.00 Uhr (Brüsseler Zeit) aus.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 24. Juni 2002

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

25.6.2002L 166/16 Amtsblatt der Europäischen GemeinschaftenDE

(1) ABl. L 329 vom 30.12.1995, S. 18.
(2) ABl. L 62 vom 5.3.2002, S. 27.
(3) ABl. L 9 vom 12.1.1991, S. 15.
(4) ABl. L 263 vom 3.10.2001, S. 11.
(5) ABl. L 263 vom 3.10.2001, S. 15.
(6) ABl. L 263 vom 3.10.2001, S. 19.
(7) ABl. L 107 vom 24.4.2002, S. 4.



VERORDNUNG (EG) Nr. 1102/2002 DER KOMMISSION
vom 24. Juni 2002

zur Festsetzung der gemeinschaftlichen Erzeugerpreise und Einfuhrpreise für Nelken und Rosen
zur Anwendung der Einfuhrregelung für bestimmte Waren des Blumenhandels aus Zypern, Israel,

Jordanien, Marokko, dem Westjordanland und dem Gazastreifen

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge-
meinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 4088/87 des Rates vom
21. Dezember 1987 zur Festlegung der Bedingungen für die
Anwendung von Präferenzzöllen bei der Einfuhr bestimmter
Waren des Blumenhandels aus Israel, Jordanien, Marokko, Zy-
pern, dem Westjordanland und dem Gazastreifen (1), zuletzt ge-
ändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1300/97 (2), insbesonde-
re auf Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe a),

in Erwägung nachstehenden Grundes:

Gemäß Artikel 2 Absatz 2 und Artikel 3 der Verordnung
(EWG) Nr. 4088/87 werden jede zweite Woche die gemein-
schaftlichen Einfuhrpreise und Erzeugerpreise für einblütige
(Standard) Nelken und mehrblütige (Spray) Nelken, großblütige
und kleinblütige Rosen festgesetzt. Diese Preise werden gemäß
Artikel 1b der Verordnung (EWG) Nr. 700/88 der Kommission
vom 17. März 1988 zur Durchführung der Regelung bei der
Einfuhr bestimmter Waren des Blumenhandels mit Ursprung in
Zypern, Israel, Jordanien und Marokko sowie im Westjordan-
land und im Gazastreifen in die Gemeinschaft (3), zuletzt

geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2062/97 (4), unter
Zugrundelegung der von den Mitgliedstaaten übermittelten ge-
wichteten Angaben für den Zeitraum von zwei Wochen festge-
setzt. Es ist vorzusehen, dass diese Preise schnellstmöglich fest-
zusetzen sind, damit die anwendbaren Einfuhrzölle bestimmt
werden können. Die vorliegende Verordnung ist deshalb unver-
züglich in Kraft zu setzen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die gemeinschaftlichen Erzeugerpreise und Einfuhrpreise, die in
einem Zeitraum von zwei Wochen auf einblütige (Standard)
Nelken, mehrblütige (Spray) Nelken, großblütige Rosen und
kleinblütige Rosen gemäß Artikel 1b der Verordnung (EWG)
Nr. 700/88 anwendbar sind, werden im Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 25. Juni 2002 in Kraft.

Sie gilt vom 26. Juni bis 9. Juli 2002.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 24. Juni 2002

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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ANHANG

der Verordnung der Kommission vom 24. Juni 2002 zur Festsetzung der gemeinschaftlichen Erzeugerpreise und
Einfuhrpreise für Nelken und Rosen zur Anwendung der Einfuhrregelung für bestimmte Waren des Blumenhan-

dels aus Zypern, Israel, Jordanien, Marokko, dem Westjordanland und dem Gazastreifen

Zeitraum: 26. Juni bis 9. Juli 2002

(in EUR/100 Stück)

Gemeinschaftlicher
Erzeugerpreis

Einblütige
Nelken

(Standard)

Mehrblütige
Nelken
(Spray)

Großblütige
Rosen

Kleinblütige
Rosen

18,67 15,44 26,62 15,41

Gemeinschaftlicher
Einfuhrpreis

Einblütige
Nelken

(Standard)

Mehrblütige
Nelken
(Spray)

Großblütige
Rosen

Kleinblütige
Rosen

Israel — — 6,49 11,65

Marokko 16,04 15,69 — —

Zypern — — — —

Jordanien — — — —

Westjordanland und
Gazastreifen — — — —



II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

BESCHLUSS Nr. 2/2002 DES ASSOZIATIONSRATES EU-SLOWAKEI
vom 30. April 2002

zur Annahme der Voraussetzungen und Bedingungen für die Teilnahme der Slowakei an dem Ge-
meinschaftsprogramm Fiscalis

(2002/480/EG)

DER ASSOZIATIONSRAT —

gestützt auf das Europa-Abkommen zur Gründung einer Asso-
ziation zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren
Mitgliedstaaten einerseits und der Slowakischen Republik ande-
rerseits (1),

gestützt auf das Zusatzprotokoll (2) zum Europa-Abkommen
über die Teilnahme der Slowakei an den Programmen der Ge-
meinschaft, insbesondere auf die Artikel 1 und 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Nach Artikel 1 des Zusatzprotokolls kann sich die Slo-
wakei an Rahmenprogrammen, spezifischen Program-
men, Projekten und anderen Aktionen der Gemeinschaft
in einer Vielzahl von Bereichen beteiligen.

(2) Artikel 1 sieht ferner vor, dass andere als die darin aufge-
führten Bereiche für Gemeinschaftsaktionen hinzugefügt
werden können.

(3) Nach Artikel 2 des Zusatzprotokolls beschließt der Asso-
ziationsrat, unter welchen Voraussetzungen und zu wel-
chen Bedingungen sich die Slowakei an den in dessen
Artikel 1 genannten Maßnahmen beteiligen kann —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Die Slowakei beteiligt sich am Fiscalis-Programm der Gemein-
schaft (nachstehend „Programm“ genannt) nach Maßgabe der
Voraussetzungen und der Bedingungen in den Anhängen I und
II, die Bestandteil dieses Beschlusses sind.

Artikel 2

Dieser Beschluss gilt für die verbleibende Laufzeit des Pro-
gramms. Sollte die Gemeinschaft jedoch eine Verlängerung der
Laufzeit ohne sonstige wesentliche Änderungen des Programms
beschließen, so wird auch die Geltungsdauer dieses Beschlusses
automatisch entsprechend verlängert, wenn keine der Vertrags-
parteien Einwände erhebt.

Artikel 3

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme durch den Asso-
ziationsrat in Kraft.

Geschehen zu Brüssel am 30. April 2002.

Im Namen des Assoziationsrates

Der Präsident
E. KUKAN
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ANHANG I

VORAUSSETZUNGEN UND BEDINGUNGEN FÜR DIE TEILNAHME DER SLOWAKEI AM FISCALIS-PRO-
GRAMM

1. Nach Artikel 7 der Entscheidung Nr. 888/98/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. März 1998
über ein gemeinschaftliches Aktionsprogramm zur Verbesserung der Systeme der indirekten Besteuerung im Binnen-
markt (Fiscalis-Programm) (1) nimmt die Slowakei, sofern die Rechtsvorschriften der Gemeinschaft im Bereich der indi-
rekten Steuern es zulassen, gemäß den im Europa-Abkommen und im Zusatzprotokoll festgelegten Bedingungen an
dem Fiscalis-Programm (nachstehend „Programm“ genannt) teil. Für die Teilnahme der Slowakei an den Aktionen im
Rahmen des Programms gelten daher folgende Bedingungen:

— Die in Artikel 4 (Kommunikations- und Informationsaustauschsysteme, Handbücher und Leitfäden) vorgesehenen
Maßnahmen können durchgeführt werden, sofern die Rechtsvorschriften der Gemeinschaft im Bereich der indirek-
ten Steuern dies zulassen.

— Für die in Artikel 5 Absatz 1 (Austauschmaßnahmen) und Absatz 2 (Seminare) sowie in Artikel 6 (Gemeinsame
Fortbildungsinitiative) vorgesehenen Maßnahmen gelten die in jenen Artikeln festgelegten Voraussetzungen.

— Die in Artikel 5 Absatz 3 (multilaterale Prüfungen) vorgesehenen Maßnahmen sind nicht möglich, da der gemein-
schaftliche Rechtsrahmen für die Zusammenarbeit in diesem Bereich nach der Richtlinie 77/799/EWG (2) und der
Verordnung (EWG) Nr. 218/92 (3) nur für die Mitgliedstaaten der Europäischen Union gilt.

2. Bei der Einreichung, Prüfung und Auswahl der Teilnahmeanträge für Seminare und Austauschmaßnahmen gelten für
Beamte aus der Slowakei dieselben Voraussetzungen und Bedingungen wie für Beamte der 15 nationalen Verwaltun-
gen der Mitgliedstaaten der Europäischen Union.

3. In Anhang II ist der zu Beginn jedes Haushaltsjahres zum Gesamthaushalt der Europäischen Union zu leistende Fi-
nanzbeitrag der Slowakei festgelegt, mit dem die Kosten der Teilnahme der Slowakei am Programm von 2001 bis
2002 gedeckt werden. Der Assoziationsausschuss kann diesen Beitrag erforderlichenfalls gemäß den Grundsätzen in
Artikel 108 Absatz 2 des Europa-Abkommens zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten
einerseits und der Slowakei andererseits anpassen.

4. Vertreter der Slowakei nehmen in dem in Artikel 11 Absatz 1 der Entscheidung Nr. 888/98/EG vorgesehenen Ständi-
gen Ausschuss für die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden auf dem Gebiet der indirekten Besteuerung bei den
die Slowakei betreffenden Punkten als Beobachter teil. Bei den übrigen Punkten und bei Abstimmungen tritt dieser
Ausschuss ohne die Vertreter der Slowakei zusammen.

5. Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union und die Slowakei unternehmen im Rahmen der geltenden Bestimmungen
alle Anstrengungen, um allen Teilnahmeberechtigten des Programms im Verkehr zwischen der Slowakei und den EU-
Mitgliedstaaten die freie Ein- und Ausreise sowie den Aufenthalt zur Teilnahme an den unter diesen Beschluss fallen-
den Maßnahmen zu erleichtern.

6. Unbeschadet der sich aus der Entscheidung Nr. 888/98/EG ergebenden Pflichten der Kommission der Europäischen
Gemeinschaften und des Rechnungshofes der Europäischen Gemeinschaften betreffend die Überwachung und die Eva-
luierung des Programms wird die Teilnahme der Slowakei an dem Programm partnerschaftlich von der Slowakei und
der Kommission kontinuierlich überwacht. Die Slowakei legt der Kommission die erforderlichen Berichte vor und be-
teiligt sich an den spezifischen Maßnahmen, die die Kommission in diesem Zusammenhang festlegt.

7. Die Anträge, Verträge, Berichte und Verwaltungsvereinbarungen für das Programm sind in einer der Amtssprachen
der Europäischen Gemeinschaft abzufassen.

8. Die Gemeinschaft und die Slowakei können Maßnahmen im Rahmen dieses Beschlusses unter Einhaltung einer Frist
von zwölf Monaten jederzeit schriftlich beenden. Zum Zeitpunkt der Beendigung laufende Maßnahmen werden bis zu
ihrem Abschluss nach den Bedingungen dieses Beschlusses fortgesetzt.
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ANHANG II

FINANZBEITRAG DER SLOWAKEI ZUM FISCALIS-PROGRAMM

1. Der Finanzbeitrag der Slowakei wird dem Betrag zugeschlagen, der jährlich aus dem Gesamthaushalt der Europäischen
Union für Verpflichtungsermächtigungen zur Verfügung gestellt wird, die zur Deckung des Mittelbedarfs der Kommis-
sion im Zusammenhang mit der Durchführung, Verwaltung und praktischen Abwicklung des Fiscalis-Programms
(nachstehend „Programm“ genannt) dienen.

2. Bei der Berechnung des Finanzbeitrags wurden ein durchschnittliches Tagegeld von 146 EUR und eine durchschnitt-
liche Reisekostenpauschale von 695 EUR für die Kosten der Teilnahme an Seminaren und Austauschmaßnahmen
zugrunde gelegt. Bei der Berechnung des Finanzbeitrags wurde davon ausgegangen, dass die Slowakei im Durchschnitt
an 15 Seminaren und 20 Austauschmaßnahmen pro Jahr teilnimmt. Der Finanzbeitrag kann zu Beginn eines jeden
Jahres angepasst werden, um die Zahl der Maßnahmen zu berücksichtigen, an denen die Slowakei in dem jeweiligen
Jahr tatsächlich teilzunehmen beabsichtigt. Die Anpassung erfolgt im Wege der Mittelanforderung, die die Slowakei
gemäß Nummer 6 von der Kommission erhält.

3. Der Beitrag der Slowakei beläuft sich pro Teilnahmejahr auf 94 984 EUR, sofern unter Nummer 2 nichts anderes
bestimmt ist. Davon sind 6 214 EUR für die Deckung der der Kommission aus der Teilnahme der Slowakei
entstehenden zusätzlichen Kosten für die Verwaltung des Programms bestimmt.

4. Die Slowakei zahlt die unter Nummer 3 genannten zusätzlichen jährlichen Verwaltungskosten aus eigenen Haushalts-
mitteln.

5. Die Slowakei zahlt im Jahr 2001 50 % und im Jahr 2002 60 % der verbleibenden jährlichen Kosten seiner Teilnahme
aus eigenen Haushaltsmitteln.

Vorbehaltlich der gesonderten Phare-Programmierungsverfahren und vorausgesetzt, dass die entsprechenden Haushalts-
mittel verfügbar sind, gehen im Jahr 2001 die restlichen 50 % und im Jahr 2002 die restlichen 40 % der Kosten
zulasten der jährlichen Phare-Zuweisung für die Slowakei. Die beantragten Phare-Mittel werden der Slowakei im Wege
einer gesonderten Finanzierungsvereinbarung zur Verfügung gestellt. Diese Mittel bilden zusammen mit dem Anteil aus
dem slowakischen Staatshaushalt den Beitrag der Slowakei, aus dem sie die Zahlungen für die jährlichen Mittelanforde-
rungen der Kommission leistet.

6. Die Haushaltsordnung vom 21. Dezember 1977 für den Gesamthaushalt der Europäischen Union (1) findet Anwen-
dung; dies gilt insbesondere für die Verwaltung des Beitrags der Slowakei.

Bei Inkrafttreten dieses Beschlusses übersendet die Kommission der Slowakei eine oder mehrere Mittelanforderungen in
Höhe ihres Beitrags zu den Kosten der Maßnahmen im laufenden Jahr. Der Betrag wird in Euro ausgedrückt und ist auf
ein Euro-Bankkonto der Kommission zu überweisen.

Die Slowakei zahlt ihren Beitrag gemäß der Mittelanforderung innerhalb der folgenden Fristen:
— den Anteil aus dem Staatshaushalt spätestens drei Monate nach der Mittelanforderung.
— den aus Phare finanzierten Anteil spätestens 30 Tage nach der Überweisung der entsprechenden Phare-Mittel an die

Slowakei.

Bei verspäteter Zahlung des Beitrags werden der Slowakei ab dem Fälligkeitstag Zinsen für den offen stehenden Betrag
berechnet. Als Zinssatz wird der um 1,5 Prozentpunkte erhöhte Zinssatz der Europäischen Zentralbank für Geschäfte
in Euro für den Tag angewandt, an dem der Beitrag fällig wird.

7. Die Tagegelder gelten für alle Programmteilnehmer und werden von der Kommission für alle Länder einzeln festgelegt.
Die Slowakei erhält von der Kommission zu Beginn eines jeden Jahres einen ersten Haushaltsvorschuss. Je nach der
tatsächlichen Beteiligung der Slowakei an den Maßnahmen des Programms und der voraussichtlichen Teilnahme in der
zweiten Jahreshälfte kann Mitte des Jahres ein zweiter Vorschuss gezahlt werden. Die zuständige slowakische Behörde
verwendet diese Vorschüsse zur Zahlung der Reisekosten und Tagegelder der slowakischen Teilnehmer.

8. Die Erstattung der Reise- und Aufenthaltskosten, die den slowakischen Vertretern und Sachverständigen durch die
Teilnahme als Beobachter an den Ausschusssitzungen gemäß Anhang I Nummer 4 entstehen, wird von der Kommis-
sion auf der gleichen Grundlage vorgenommen wie für die Mitgliedstaaten der Europäischen Union.

(1) ABl. L 356 vom 31.12.1977, S. 1. Haushaltsordnung zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 762/2001 (ABl. L 111 vom
20.4.2001, S. 1).



BESCHLUSS Nr. 3/2002 DES ASSOZIATIONSRATES EU-SLOWAKISCHE REPUBLIK
vom 7. Mai 2002

über die Verlängerung des mit Beschluss Nr. 3/97 des Assoziationsrates eingeführten Systems der
doppelten Kontrolle für den Zeitraum 1. Januar bis 31. Dezember 2002

(2002/481/EG)

DER ASSOZIATIONSRAT —

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Kontaktgruppe nach Artikel 10 des Protokolls Nr. 2 zu dem am 1. Februar 1995 in Kraft getrete-
nen Europa-Abkommen zur Gründung einer Assoziation zwischen den Europäischen Gemeinschaf-
ten und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Slowakischen Republik andererseits (1) ist in ihrer
Sitzung vom 29. Oktober 2001 übereingekommen, dem durch Artikel 104 des Abkommens einge-
setzten Assoziationsrat zu empfehlen, das 1998 mit Beschluss Nr. 3/1997 des Assoziationsrates, ver-
längert durch dessen Beschluss Nr. 1/1999 für den Zeitraum vom 1. Januar bis 31. Dezember 1999,
verlängert durch dessen Beschluss Nr. 1/2000 für den Zeitraum vom 1. Januar bis 31. Dezember
2000 und verlängert durch Beschluss Nr. 1/2001 für den Zeitraum vom 1. Januar bis 31. Dezember
2001, eingeführte System der doppelten Kontrolle für den Zeitraum vom 1. Januar bis 31. Dezember
2002 zu verlängern.

(2) Der Assoziationsrat will unter Berücksichtigung aller zweckdienlichen Angaben dieser Empfehlung
folgen —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Das mit Beschluss Nr. 3/97 des Assoziationsrates eingeführte System der doppelten Kontrolle soll für den
Zeitraum vom 1. Januar bis 31. Dezember 2002 weiter gelten. In der Präambel sowie in Artikel 1 Absätze
1 und 3 des Beschlusses wird der Zeitraum „1. Januar bis 31. Dezember 2001“ durch „1. Januar bis 31. De-
zember 2002“ ersetzt.

Artikel 2

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft.

Er gilt ab 1. Januar 2002.

Geschehen zu Brüssel am 7. Mai 2002.

Im Namen des Assoziationsrates

Der Präsident
E. KUKAN
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KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 21. Juni 2002

zur Änderung der Entscheidung 93/52/EWG zur Feststellung, dass bestimmte Mitgliedstaaten oder
Gebiete die Bedingungen betreffend die Brucellose (Br. melitensis) eingehalten haben, und zur An-

erkennung dieser Mitgliedstaaten oder Gebiete als amtlich brucellosefrei

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2002) 2213)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2002/482/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge-
meinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 91/68/EWG des Rates vom 28. Ja-
nuar 1991 zur Regelung tierseuchenrechtlicher Fragen beim in-
nergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit Schafen und Zie-
gen (1), zuletzt geändert durch die Entscheidung 2002/261/EG
der Kommission (2), insbesondere auf Anhang A Kapitel 1 Ab-
schnitt II,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In der italienischen Provinz Bozen ist die Brucellose seit
mindestens fünf Jahren meldepflichtig und sind mindes-
tens 99,8 % der Schaf- oder Ziegenhaltungen amtlich
brucellosefrei.

(2) Die Provinz Bozen hat sich außerdem verpflichtet, An-
hang A Kapitel 1 Abschnitt II Nummer 2 der Richtlinie
91/68/EWG einzuhalten.

(3) Die Provinz Bozen ist daher als amtlich frei von Brucel-
lose (B. melitensis) anzuerkennen.

(4) Die Entscheidung 93/52/EWG der Kommission (3), zu-
letzt geändert durch die Entscheidung 2001/292/EG (4),
ist somit entsprechend zu ändern.

(5) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses für die
Lebensmittelkette und die Tiergesundheit —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Anhang II der Entscheidung 93/52/EWG wird durch den Text
im Anhang dieser Entscheidung ersetzt.

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 21. Juni 2002

Für die Kommission
David BYRNE

Mitglied der Kommission
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ANHANG

„ANHANG II

In Frankreich:

Ain, Aisne, Allier, Ardèche, Ardennes, Aube, Aveyron, Cantal, Charente, Charente-Maritime, Cher, Corrèze, Côte-
d’Or, Côtes-d’Armor, Creuse, Deux-Sèvres, Dordogne, Doubs, Essonne, Eure, Eure-et-Loire, Finistère, Gers, Gironde,
Hauts-de-Seine, Haute-Loire, Haute-Vienne, Ille-et-Vilaine, Indre, Indre-et-Loire, Jura, Loir-et-Cher, Loire, Loire-Atlan-
tique, Loiret, Lot-et-Garonne, Lot, Lozère, Maine-et-Loire, Manche, Marne, Mayenne, Morbihan, Nièvre, Nord, Oise,
Orne, Pas-de-Calais, Puy-de-Dôme, Rhône, Haute-Saône, Saône-et-Loire, Sarthe, Seine-Maritime, Seine-Saint-Denis,
Territoire de Belfort, Val-de-Marne, Val-d’Oise, Vendée, Vienne, Yonne, Yvelines, Ville de Paris, Vosges.

In Italien:

Bozen.

In Spanien:

Santa Cruz de Tenerife, Las Palmas.“
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1 2 3 4 5

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 24. Juni 2002

zur Änderung der Entscheidung 1999/120/EG zur Aufstellung der vorläufigen Listen der Drittlands-
betriebe, aus denen die Mitgliedstaaten die Einfuhr von Tierdärmen zulassen, in Bezug auf die

Ukraine

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2002) 2226)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2002/483/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft,

gestützt auf die Entscheidung 95/408/EG des Rates vom 22. Juni 1995 über die Bedingungen für die
Aufstellung vorläufiger Listen der Drittlandsbetriebe, aus denen die Mitgliedstaaten bestimmte tierische
Erzeugnisse, Fischereierzeugnisse oder lebende Muscheln einführen dürfen, während einer Übergangszeit (1),
zuletzt geändert durch die Entscheidung 2001/4/EG (2), insbesondere auf Artikel 2 Absatz 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Entscheidung 1999/120/EG der Kommission (3), zuletzt geändert durch die Entscheidung
2000/80/EG (4), wurden vorläufige Listen der Drittlandsbetriebe aufgestellt, die Tierdärme erzeugen.

(2) Die Ukraine hat den Namen eines Betriebs übermittelt, der Tierdärme erzeugt und für den die
zuständigen Behörden bescheinigen, dass er die Gemeinschaftsvorschriften erfüllt.

(3) Für die Ukraine kann daher eine vorläufige Eintragung des Betriebs, der Tierdärme erzeugt, erfolgen.
Der Beschluss 1999/120/EG sollte deshalb entsprechend geändert werden.

(4) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen
Ausschusses für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Im Anhang zur Entscheidung 1999/120/EG wird folgende Zeile für die Ukraine hinzugefügt:

País: Ucrania — Land: Ukraine — Land: Ukraine — Χώρα: Ουκρανία — Country: Ukraine — Pays: Ukraine —
Paese: Ucraina — Land: Oekraine — País: Ucrânia — Maa: Ukraina — Land: Ukraina

UA 13 03 01 Hinkel-Kogut Dorf Berezets, Bezirk Horodok Lemberger Region

Artikel 2

Diese Entscheidung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften in Kraft.

(1) ABl. L 243 vom 11.10.1995, S. 17.
(2) ABl. L 2 vom 5.1.2001, S. 21.
(3) ABl. L 36 vom 10.2.1999, S. 21.
(4) ABl. L 30 vom 4.2.2000, S. 41.
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Artikel 3

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 24. Juni 2002

Für die Kommission

David BYRNE

Mitglied der Kommission
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BERICHTIGUNGEN

Berichtigung der Verordnung (EG) Nr. 2193/2001 der Kommission vom 12. November 2001 zur Änderung der
Verordnung (EG) Nr. 2138/97 zur Abgrenzung der homogenen Erzeugungsgebiete für Olivenöl

(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften L 295 vom 13. November 2001)

Auf Seite 4, Anhang:

Córdoba:

anstatt: „8. Campiña Alta: Aguilar, Baena, Benamejí, Castro del Río, Doña Mencía, Encinas Reales, Espejo,
Fernán-Núñez, Lucena, Montalbán, Montemayor, Montilla, Monturque, Moriles, Nueva Carteya, Palen-
ciana, Rambla (La), San Sebastián de los Ballesteros, Valenzuela.“

muss es heißen: „8. Campiña Alta: Aguilar, Baena, Benamejí, Cabra, Castro del Río, Doña Mencía, Encinas Reales, Espejo,
Fernán-Núñez, Lucena, Montalbán, Montemayor, Montilla, Monturque, Moriles, Nueva Carteya, Palen-
ciana, Rambla (La), San Sebastián de los Ballesteros, Valenzuela.“

Granada:

anstatt: „2. Noroeste: Albuñán, Aldeire, Alicún de Ortega, Alquife, Baza, Beas de Guadix, Benalúa de Guadix,
Benamaurel, Calahorra (La), Caniles, Castilléjar, Castril, Cogollos de Guadix, Cortes de Baza, Cortes y
Graena, Cuevas del Campo, Cúllar Baza, Darro, Dehesas de Guadix, Diezma, Dólar, Ferreira, Fonelas,
Freila, Galera, Gor, Gorafe, Guadix, Huélago, Huéneja, Huéscar, Jerez del Marquesado, Lanteira,
Lugros, Marchal, Orce, Peza (La), Polícar, Puebla de Don Fadrique, Purullena, Valle del Zalabí,
Villanueva de las Torres, Zújar.

3. Alpujarra — Costa — Valle de Lecrín: Albondón, Albuñol, Albuñuelas, Almegíjar, Almuñécar, Alpu-
jarra de la Sierra, Bérchules, Bubión, Busquístar, Cádiar, Cáñar, Capileira, Carataunas, Cástaras, Dúrcal,
Guajares (Los) (G. Faraguit), Gualchos, Itrabo, Jete, Juviles, Lanjarón, Lecrín, Lentegí, Lobras, Lújar,
Molvízar, Motril, Murtas, Nevada, Nigüelas, Órgiva, Otívar, Padul, Pampaneira, Pinar (El), Polopos,
Pórtugos, Rubite, Salobreña, Soportújar, Sorvilán, Taha (La), Torvizcón, Trevélez, Turón, Ugíjar,
Válor, Valle (El), Vélez de Benaudalla, Villamena.“

muss es heißen: „2. Noroeste: Albuñán, Aldeire, Alicún de Ortega, Alquife, Baza, Beas de Guadix, Benalúa de Guadix,
Benamaurel, Calahorra (La), Caniles, Castilléjar, Castril, Cogollos de Guadix, Cortes de Baza, Cortes y
Graena, Cuevas del Campo, Cúllar, Darro, Dehesas de Guadix, Diezma, Dólar, Ferreira, Fonelas, Freila,
Galera, Gor, Gorafe, Guadix, Huélago, Huéneja, Huéscar, Jerez del Marquesado, Lanteira, Lugros,
Marchal, Orce, Peza (La), Polícar, Puebla de Don Fadrique, Purullena, Valle del Zalabí, Villanueva de
las Torres, Zújar.

3. Alpujarra — Costa — Valle de Lecrín: Albondón, Albuñol, Albuñuelas, Almegíjar, Almuñécar, Alpu-
jarra de la Sierra, Bérchules, Bubión, Busquístar, Cádiar, Cáñar, Capileira, Carataunas, Cástaras, Dúrcal,
Guajares (Los), Gualchos, Itrabo, Jete, Juviles, Lanjarón, Lecrín, Lentegí, Lobras, Lújar, Molvízar,
Motril, Murtas, Nevada, Nigüelas, Órgiva, Otívar, Padul, Pampaneira, Pinar (El), Polopos, Pórtugos,
Rubite, Salobreña, Soportújar, Sorvilán, Taha (La), Torvizcón, Trevélez, Turón, Ugíjar, Válor, Valle (El),
Vélez de Benaudalla, Villamena.“
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